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1. [bookmark: _Toc83128261]Begriffserklärung IGeL-Leistungen
1.1. [bookmark: _Toc83128262]Was bedeutet IGeL? = Individuelle Gesundheitsleistungen
Wenn Ärzte ihren Patienten eine Untersuchung oder eine Behandlung vorschlagen, die nicht zu den Leistungen der Krankenkassen gehört, müssen die Patienten selbst dafür zahlen und sie bekommen das Geld i. d. R. auch nicht erstattet. 
Solche Leistungen werden als (Selbstzahlerleistungen) oder Individuelle Gesundheitsleistungen – IGeL – bezeichnet. Auch wenn die Krankenkassen sie nicht zahlen, können Selbstzahlerleistungen durchaus sinnvoll sein. 
Die Ärzte und Psychotherapeuten beraten ihre Patienten unter medizinischen Gesichtspunkten. Die Entscheidung für oder gegen eine solche Leistung treffen die Patienten jedoch allein.
Damit Patienten und auch Ärzte Unterstützung im Umgang mit IGeL erhalten, haben KBV und Bundesärztekammer (BÄK) einen Ratgeber veröffentlicht.
IGeL-Ratgeber
•	https://www.kbv.de/media/sp/igel-checkliste.pdf

[bookmark: _Toc83128263]2. 	Privatliquidation und rechtliche Zulässigkeit *
[bookmark: _Toc83128264]2.1.	Nichtvorlage der elektronischen Gesundheitskarte vor der ersten Inanspruchnahme im Quartal bzw. eines anderen gültigen Behandlungsausweises (§ 18 Abs. 8 Nr. 1 BMV-Ä)
· Aufklärung des Patienten über Privatliquidation, wenn elektronischen Gesundheitskarte bzw. anderer gültiger Behandlungsausweis nicht innerhalb einer Frist von 10 Tagen nach der ersten Inanspruchnahme vorgelegt wird sowie über die entstehenden Kosten
· Aus Gründen der Beweissicherung wird die Aushändigung eines Belehrungsbogens empfohlen, der in der Patientendokumentation abgelegt werden sollte 
· Ausstellung einer Rechnung/Quittung nach Ablauf von 10 Tagen unter Benennung aller erbrachten Gebührenpositionen nach GOÄ und Steigerungssatz
· Rückzahlungspflicht ggf. bereits vereinnahmter Privatliquidation gemäß § 18 Abs. 9 BMV-Ä, wenn bis zum Ende des Kalendervierteljahres eine gültige elektronische Gesundheitskarte bzw. ein anderer gültiger Behandlungsausweis vorgelegt wird 
[bookmark: _Toc83128265]* entnommen aus https://www.kvbb.de/praxis/vertraege-und-recht/recht-a-z/privatliquidation/


2.2.	Ärztliche Leistungen, die im EBM enthalten sind, der Versicherte jedoch vor Beginn der Behandlung ausdrücklich die Behandlung auf eigene Kosten verlangt (§ 18 Abs. 8 Nr. 2BMV-Ä) 
	wenn Behandlung auf eigene Kosten nicht verlangt wurde
	wenn von vornherein Behandlung auf eigene Kosten verlangt wurde

	 
· Abrechnung der vertragsärztlichen Leistungen über die Kassenärztliche Vereinigung 
 
	 
1. Erklärung des Patienten über gewünschte Privatliquidation muss zwingend vor Behandlungsbeginn erfolgen (d.h. keine Veranlassung/ Einflussnahme durch Praxispersonal/ Arzt; Vertragsärzte, die Versicherte zur Inanspruchnahme einer privatärztlichen Versorgung an Stelle der ihnen zustehenden Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung beeinflussen, verstoßen gegen ihre vertragsärztlichen Pflichten (§ 128 Abs. 5a SGB V, § 18 Abs. 8 Satz 2 BMV-Ä)
2. Aufklärung des Patienten über Sachleistungsanspruch sowie über die entstehenden Kosten
3. Aufklärung über Privatliquidation
4. schriftlichen Behandlungsvertrag (BHV) abschließen (Muster A) und eine Ausfertigung an Patienten aushändigen
5. weitere Ausfertigung des BHV in Patientendokumentation ablegen und Vorgang in Patientendokumentation dokumentieren
6. Ausstellung einer Rechnung/Quittung unter Benennung aller erbrachten Gebührenpositionen nach GOÄ und Steigerungssatz (ersetzt nicht den Behandlungsvertrag)






3. [bookmark: _Toc83128266]§ 18 (8) Bundesmantelvertrag Ärzte - Vorliegen des Behandlungs-  ausweises
Der Bundesmantelvertrag für Ärzte regelt die Pflichten des Vertragsarztes. Auszugsweise möchten wir im Detail auf den § 18 (8) BMV-Ä und dessen Besonderheiten aufmerksam machen:
Der Vertragsarzt darf von einem Versicherten eine Vergütung nur fordern
· wenn die Krankenversicherungskarte vor der ersten Inanspruchnahme im Quartal nicht vorgelegt worden ist bzw. ein anderer gültiger Behandlungsausweis nicht vorliegt, und nicht innerhalb einer Frist von zehn Tagen nach der ersten Inanspruchnahme nachgereicht wird.
· wenn und so weit der Versicherte vor Beginn der Behandlung ausdrücklich verlangt, auf eigene Kosten behandelt zu werden, und dieses dem Vertragsarzt schriftlich bestätigt.
· wenn für Leistungen, die nicht Bestandteil der vertragsärztlichen Versorgung sind, vorher die schriftliche Zustimmung des Versicherten eingeholt und dieser auf die Pflicht zur Übernahme der Kosten hingewiesen wurde.
Dies ist besonders wichtig bei den so genannten IGeL (Individuellen Gesundheitsleistungen). Es muss ein schriftlicher Behandlungsvertrag vorliegen, in dem der Patient darüber aufgeklärt wird, dass bestimmte Leistungen nicht zum Leistungsumfang der GKV oder auch PKV gehören; und dass, sofern er diese Leistungen wünscht, ihm diese Kosten daher als Eigenanteil verbleiben.
Bezüglich der Kosten muss dann zusätzlich eine schriftliche Honorarvereinbarung abgeschlossen werden. Auch wenn keine erhöhten Faktoren berechnet werden sollen, wird dadurch eine Rechtssicherheit für Patient und Arzt erreicht.
ACHTUNG!
Der Abschluss eines schriftlichen Behandlungsvertrages und einer schriftlichen Honorarvereinbarung ist bei IGeL-Leistungen Pflicht!

[bookmark: _Toc83128267]

4. Vorgehen im Radiologie Zentrum Neu-Ulm | Günzburg
4.1. [bookmark: _Toc83128268]Patient wünscht eine Behandlung als Selbstzahler (z.B. um einen früheren Termin zu bekommen)
· Patient wird darüber aufgeklärt, dass diese Leistung in den Bereich der gesonderten Sprechstunde fällt (Termine sind nur Mittwochs oder Freitags ab 12.00 Uhr möglich)
· Es wird der Behandlungsvertrag für Selbstzahler (in zweifacher Ausführung) vom Patienten ausgefüllt und unterschrieben, dieses kann dem Patienten auch im Vorfeld zugesandt werden.
· Der Patient bekommt einen Kostenvoranschlag im Vorfeld, dieser dient später als Rechnung (kann auch im Vorfeld zugesandt werden)
· Die schon erstellten Kostenvoranschläge behalten weiterhin ihre Gültigkeit
· Der Patient wird darauf aufmerksam gemacht, dass die Untersuchung vor Ort in bar oder EC zu bezahlen ist.
· Ein im Nachhinein eingereichter Überweisungsschein kann nicht akzeptiert werden, deshalb ist es ganz wichtig, den Behandlungsvertrag in zweifacher Ausfertigung zu unterschreiben und im RIS System zu hinterlegen.

 Dem Patienten bitte folgende Dokumente aushändigen, erklären und unterschreiben lassen:
	Behandlungsvertrag Selbstzahler
	Kostenvoranschlag der gewünschten Untersuchung

4.2. [bookmark: _Toc83128269]IGeL-Leistungen
[bookmark: _Toc83128270]
In unserer Praxis werden folgende Untersuchungen als IGeL – Leistungen angeboten:
· MRT-Prostata
· Knochendichtemessung
· Knochenalterbestimmung
· Implantatplanung
· MRT – Mamma
· Ganzkörper MRT

 Bei allen Untersuchungen bitte dem Patienten einen 
· Kostenvoranschlag 
· Behandlungsvertrag aushändigen
in zweifacher Ausfertigung ausdrucken, zusenden oder persönlich besprechen und unterschreiben lassen.
· Bitte alle Hinweise auf dem Kostenvoranschlag / Rechnungsnachweis dem Patienten erläutern!
 	Weiterhin eine Einverständniserklärung/Behandlungsvertrag über die Wahlleistung ebenfalls in zweifacher Ausfertigung ausdrucken, dem Patienten zusenden oder zusammen ausfüllen. 
!Achtung – dieser Behandlungsvertrag unterscheidet sich von dem der Selbstzahler!

Weitere Anfragen telefonisch, schriftlich oder persönlich
 Der Patient erhält immer einen Kostenvoranschlag mit der gewünschten Untersuchung. 
 Der Patient muss immer einen Behandlungsvertrag unterschreiben, dass er diese Wunschleistung nicht seiner Krankenkasse in Rechnung stellen kann.
[bookmark: _Hlk83127987] Der Patient hat immer ein Anrecht auf eine Kopie, die beiden Formulare sollten in zweifacher Ausfertigung gedruckt werden.
Ein Exemplar wird immer in der Patientenakte eingescannt
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